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Marktredwitz, 16.04.2014
Betreff:  Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) zum Bau und Betrieb des AKW Pyhäjoki / Fennovoima Oy in Finnland

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich spreche mich gegen den Bau des geplanten Atomkraftwerks Fennovoima/ Pyhäjoki aus. Außerdem fordere ich im Namen der deutschen Öffentlichkeit alle vorhandenen Unterlagen des UVP-Verfahrens in deutscher Sprache zur Verfügung zu stellen. Polen hat das in im Verfahren Strategische Umweltprüfung Atomprogramm Polen getan. Finnland begeht hier eine Diskriminierung der deutschen Öffentlichkeit. Nicht jeder kann Englisch, aber jede Person der betroffenen Öffentlichkeit hat nach der UN Espoo Konvention, der UN Aarhus Konvention und der UVP Direktive ein verbindliches Recht darauf. Ich kann diese Unterlagen in Englisch nicht lesen, möchte sie aber lesen. Sie üben hier Diskriminierung aus nach Aarhus 3(9), Espoo 2(6)  und EIA Directive 85/337/EC, art. 7(5). Die deutsche Öffentlichkeit hat dasselbe Recht auf gleichen Zugang und Beteiligung in grenzübergreifenden UVP Verfahren hat, wie die Öffentlichkeit in Finnland, dazu gehört die Beteiligung am Scoping-Verfahren, sowie die Übersetzung aller Unterlagen und Anhörungen in Deutschland wegen zumutbarer Anreisekosten. Ich fordere deshalb eine Wiederholung des Verfahrens. Ich hatte keine Möglichkeit an den Anhörungen in Finnland teilzunehmen. Selbst wenn ich davon gewusst hätte, wäre mir eine Anreise nach Finnland zu einer Anhörung finanziell unmöglich gewesen. Allerdings steht der deutschen Öffentlichkeit eine Anhörung zu, da sie sonst gegenüber der finnischen Öffentlichkeit benachteiligt ist.

Außerdem wurde die deutsche Öffentlichkeit nicht am Scoping-Verfahren beteiligt, das ist zusätzlich zu den oben genannten Artikeln der Gesetze ein Verstoß gegen die UN Aarhus Konvention Artikel  6 (4) „when all options are open“. 
Ich fordere auch, angemessene Fristen für eine Prüfung der Unterlagen zu gewähren, Außerhalb von Ferienzeiten, also nicht über die Osterferien die in Deutschland zwei bis drei Wochen betragen. Siehe Aarhus 6(3) „reasonable timeframes“ und Aarhus Spanish Case Law (not during holidays). Ich behalte mir vor deswegen eine Beschwerde vor der EU Kommission sowie dem vor dem Espoo- bzw. Aarhus-Komitee einzureichen. 

Zusätzlich zu den Verfahrensverstößen bemängele ich: 
Finnland macht sich durch den Bau des AKW nicht unabhängiger vom Import von Energie, sondern macht sich abhängig vom Import von Uran und Brennstäben aus Russland. Die Ukraine plant russische Reaktoren mit amerikanischen Brennstäben zu betreiben. Das funktionierte schon nicht im tschechischen AKW Temelin. Auch Tschechien denkt derzeit wieder über eine Rückkehr zum amerikanischen Brennstoff nach. Das erhöht das Risiko eines schweren Unfalls. 

Nur ein Ausbau von Erneuerbaren Energien macht unabhängig vom Energieimport und senkt das Risiko im Kriegsfall eine fremdgesteuerte Bombe im eigenen Land zu haben. In den UVP Unterlagen fehlt eine Beschreibung der Folgen terroristischer Anschläge, Cyberangriffe, Kriegsangriffe oder sogenannter „Schläfer“ im AKW. Ich fordere das zu ergänzen. 

Die UVP geht nur von Maximalunfällen der INES Stufe 6 mit einer berechneten Reichweite von ca. 1000km aus. Die Katastrophe von Fukushima hat gezeigt, dass auch in einem Hightech und politisch stabilen Land Unfälle der INES Stufe 7 geschehen können. 

Es muss dargestellt werden, welche Kontamination der Ostsee zu erwarten ist, wieviel Kosten entstehen und dafür muss eine ausreichende Haftpflicht gegeben sein. Die Leipziger Versicherungsforen sprechen in einer Studie von 600 Milliarden Euro. Es gibt derzeit keine funktionierenden nationalen Katastrophenschutzpläne Es müssen in dieser UVP aber auch die nicht vorhandenen und damit zu entwickelnden grenzübergreifenden Katastrophenschutzpläne dargestellt werden und wer die Kosten dafür trägt.

Der von Rosatom geplante Reaktortyp VVER 1200 - MIR 1200 - AES-2006 ist bisher weder einem westeuropäischen Genehmigungsverfahren /UVP unterzogen noch von einer westeuropäischen Atomaufsichtsbehörde überprüft worden ist. Er ist noch nirgends in Betrieb. Es darf nicht nur der Design Base Accident in Betracht gezogen werden, sondern auch der Beyond Design Base Accident in Betracht gezogen werden wie der Terrorangriff mit dem A 380 oder mit der bunkerbrechenden russischen Waffe AT 14. Dem hat ein Gerichtsurteil zum Zwischenlager Brunsbüttel Rechnung getragen. Diese Gefahren sind öffentliche bekannt, auch Terroristen wurden dazu bereits von Filmemachern des deutschen TV Senders ZDF befragt. Die deutsche Ethikkommission wollte nach dem Fukushima Nuklear-Desaster diese Art der durch Habgier und Kungelei erzeugten Unfälle und Naturkatastrophen ebenfalls nicht ausschließen. Deshalb entschloss sich Deutschland aus der Atomkraft auszusteigen. Es muss in der UVP dargestellt werden, wie diese erhöhten Sicherheitsauflagen erfüllt werden. Finnland hat Fennovoima auch nicht dazu aufgefordert mit Quellterm Karten darzustellen, wie groß die betroffene Öffentlichkeit sein könnte. Auf der Website des Boku Wien gibt es bereits Quellterm Karten der bestehenden finnischen Reaktoren und die würden im INES 7 Fall ganz Europa verwüsten und nicht nach 1000 km stoppen.
Auf die Darstellung der Nullvariante wurde verzichtet, ebenso wie auf eine Analyse von regenerativen Energien und Maßnahmen zur Energieeffizienz um den prognostizierten Energiebedarf abzudecken. Finnland hat kein Energiekonzept und keinen Plan, wie Energie mit regenerativen Energien erzeugt werden kann. Ich fordere ein derartiges Konzept in der UVP als Alternative vorgelegt zu bekommen. 
Der gesamte Brennstoffkreislaufs und dessen Ewigkeitskosten müssen betrachtet werden. Fennovoima kann nicht mehr teilnehmen an dem Endlagerprogramm Onkalo in Olkiluoto für hochradioaktiven Müll. Der Verbleib des Atommülls muss in der UVP umfassend darstellt dargestellt werden.

Bei der Betrachtung der CO2-Emissionen muss der gesamte Kreislauf betrachtet werden, inklusive Rohstoffgewinnung, Herstellung von Brennstäben und Abfallentsorgung bzw. -lagerung. Auch bei der Produktion von Atomstrom fällt im Gesamtkreislauf CO2 an.

Mit freundlichen Grüßen,
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